
Anlage 23 zur Ergänzung der GRDrs 750/2010
Stellenschaffung 
im Vorgriff auf den Stellenplan 2012
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1.
 Antrag, Stellenausstattung

Beantragt wird eine Stelle in Bes.Gr. A 12 für das Tiefbauamt zur Unterstützung der Gesamtprojektleitung für Stuttgart 21 in rechtlichen Fragen.
Zum 01.01.2008 wurde im Tiefbauamt eine Stabsstelle (66-S21) zur Gesamtprojektleitung gebildet.   Die Aufgaben sind in der GRDrs. 829/2007 dargestellt. Schwerpunkte sind dabei die technische Gesamtbetreuung des Projekts sowie die Gestaltung der damit verbundenen rechtlichen Grundlagen.

Für Rechts- und Vertragsangelegenheiten wurde zum Stellenplan 2008 eine Stelle für einen Juristen geschaffen. Dieser ist durch die aufwendigen und zeitintensiven Abstimmungen der Grundsatzfragen für Kreuzungs- und Gestattungsvereinbarungen, der umfangreichen juristischen Abstimmung mit den Projektpartnern sowie der Bearbeitung von allgemeinen juristischen Grundsatzfragen im Zusammenhang mit dem Projekt so stark zeitlich gebunden, dass die nunmehr verstärkt anfallende Bearbeitung der einzelnen Vereinbarungen und deren Abstimmung mit den Projektpartnern nicht mehr möglich ist. 

2.
Schaffungskriterien

Die Stadt ist von dem Verkehrsprojekt nicht nur aus finanzieller Sicht als Projektpartnerin, sondern auch als Eigentümerin und Betreiberin verschiedenster technischer Anlagen, Bauwerke und Grundstücke tangiert. Dementsprechend sind die Belange der Stadt zu vertreten und zu wahren sowie finanzielle Nachteile abzuwenden. Diese finanziellen Nachteile können sich zu einem großen Teil aus ungeklärten haftungsrechtlichen Fragestellungen ergeben wie z. B. beim Düker Nesenbach (Kostenrahmen ca. 10-15 Mio. Euro). Nur durch intensive Recherchearbeit kann die jeweilige Kostentragungspflicht geklärt und nachgewiesen werden. Insgesamt fallen zusätzliche, zeitintensive Arbeiten an, die mit den vorhandenen Kapazitäten nicht erledigt werden können.
3.
Bedarf

3.1 Anlass
Es müssen zunehmend Spitzengespräche bzw. grundlegende finanzielle, juristische und politische Abstimmungen vorbereitet und dokumentiert werden. Aufwändige Recherchearbeiten in alten Vertragsunterlagen, Prüfungen der noch ausstehenden Verträge und die rechtliche Ausarbeitung und Abwicklung einer Fülle von Vereinbarungen binden erhebliche Kapazitäten. Darüber hinaus werden sich aufgrund der kurz vor dem Abschluss stehenden Kreuzungsvereinbarungen zwischen der SSB und der Bahn Aufgaben ergeben, die ebenfalls vom Tiefbauamt wahrzunehmen sind.
Im Rahmen von Stuttgart 21 sind eine Vielzahl von Leitungsumlegungen und Kanalbaumaßnahmen notwendig, die derzeit von der Bahn noch im Detail erfasst und anschließend von der städtischen Seite rechtlich beurteilt werden müssen.
Wegen gesetzlicher sowie organisatorischer Vorgaben der Bahn sind jeweils einzelne vertragliche Regelungen für bis zu über 500 Leitungsverlegungen und Hunderte von bauzeitlichen als auch dauerhaften Inanspruchnahmen von städtischen Flächen in der Verwaltung des Tiefbauamts mit der DB ProjektBau abzuschließen. Neben intensiven Verhandlungen sind dabei auch immer aufwendige Abstimmungen mit den betroffenen Fachabteilungen zu veranlassen und anschließend rechtlich zu bewerten, da bei Leitungsverlegungen z. B. auch ggf. eine Regelung wegen später höherer Unterhaltungskosten zu treffen ist.

Entsprechendes gilt für die abzuschließenden Gestattungsvereinbarungen aufgrund der Inanspruchnahme von öffentlich-gewidmeten städtischen Flächen. Hierbei sind auch immer umfangreiche Haftungsregelungen vorzusehen sowie Regelungen für zusätzliche Schutzmaßnahmen für die betroffene Bevölkerung.
3.2 Bisherige Aufgabenwahrnehmung
Der Jurist der Projektleitung Stuttgart 21 ist durch die unter Ziffer 1 dargestellten Aufgaben so stark zeitlich gebunden, dass die Bearbeitung der einzelnen Vereinbarungen und deren Abstimmung mit den Projektpartnern nicht mehr möglich ist. Deshalb ist eine zusätzliche Kraft erforderlich, die folgende Aufgaben wahrnehmen soll: 
· rechtliche Prüfung und Bewertung von Stellungnahmen der Fachabteilungen 66 / der Fachämter und Sicherstellung der Einarbeitung in die Vereinbarungen
· rechtliche Bearbeitung einer Vielzahl von Gestattungs- und Kreuzungsvereinbarungen

· rechtliche Auswertung der bestehenden vertraglichen Regelungen 

· Koordination, Vorbereitung, Nachbereiten von Gesprächsterminen mit DB und stadtintern (Ämter, Bürgermeister, TBA-intern)

· Vorbereitung von Entscheidungsgrundlagen und Aufarbeitung der Planungsgrundlagen (z.B. themenbezogene Auszüge aus Planfeststellungsbeschlüssen, Recherchen rechtlicher Grundlagen, etc.)

· verwaltungstechnische Abstimmung / interne Koordination der vertraglichen Regelungen mit der Bahn (zur Unterstützung der juristischen Bearbeitung der Verträge 
· Vertretung in Arbeitsgruppen

Zu einem späteren Zeitpunkt sind dann die Abwicklung des Rückbaus und das städtebauliche Projekt des neuen Stadtviertels rechtlich zu betreuen. Auch hier sind vertragliche Regelungen mit den jeweiligen Beteiligten zu prüfen und zu treffen.
3.3 Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen

Die Interessen der Stadt können nur gewahrt werden, wenn alle notwendigen Unterlagen ordentlich recherchiert und dokumentiert sind und somit eine rechtssichere Verhandlungsgrundlage zugunsten der LHS bilden.
Durch eine nicht allumfassende und zeitnahe rechtliche Prüfung, Abstimmung und Kostentragungsregelung insbesondere gegenüber der DB Projektbau GmbH wären finanzielle Nachteile durch die Stadt zu befürchten.
Eine Beauftragung von externen Juristen hätte neben den extrem hohen Kosten (Stundensatz zwischen 250,- und 350,- Euro) den Nachteil, dass aufgrund der komplexen Strukturen und Vernetzung verschiedener beteiligter Stellen die Interessen der Stadt nicht in vollem Umfang vertreten werden.
4. Stellenvermerke

Die Stelle erhält den Vermerk „Stuttgart 21“ und darf frühestens zum 01.07.2011 besetzt werden. Vor der Besetzung ist verwaltungsintern in geeigneter Form der Nachweis der Notwendigkeit zu führen.
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